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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Im Juni 2010 hatte der Bundesrat dem Parlament einen Bericht vorgelegt, mit dem er
die Abschreibung einer Kommissionsmotion der RK-NR (Mo. 07.3281) beantragt, welche
rechtsberatend oder forensisch tätige Angestellte von Unternehmen in Bezug auf ihre
Rechte und Pflichten mit freiberuflichen Anwälten gleichstellen wollte. Die Motion war
in den Jahren 2007 und 2008 von beiden Räten angenommen worden, worauf der
Bundesrat einen entsprechenden Gesetzesentwurf in die Vernehmlassung geschickt
hatte. Das neue Unternehmensjuristengesetz war jedoch bei den
Vernehmlassungsteilnehmern auf grossmehrheitliche Ablehnung gestossen, weshalb
der Bundesrat auf eine Botschaft zuhanden des Parlaments verzichtete und die
Abschreibung der Motion beantragte.

Die Räte sistierten die Behandlung des Berichtes vorerst, um den Entwurf für ein
Souveränitätsschutzgesetz abzuwarten. Nachdem der Bundesrat Anfang 2015
bekanntgegeben hatte, dass er keinen Entwurf für ein Souveräntitätsschutzgesetz
ausarbeiten werde, nahm der Nationalrat in der Wintersession 2015 vom Bericht
Kenntnis und schrieb die Kommissionsmotion ab. Der Ständerat tat es ihm in der
Sommersession 2016 gleich.

Gleichzeitig nahm der Ständerat jedoch ein Postulat seiner Rechtskommission (Po.
16.3263) über den Berufsgeheimnisschutz für Unternehmensjuristinnen und -juristen
an. Der Bundesrat soll in einem Bericht darlegen, wie dieser Berufsgeheimnisschutz in
den USA ausgestaltet ist, welche Problematik sich daraus für internationale Firmen in
der Schweiz ergibt und wie diese Probleme beispielsweise im Rahmen der ohnehin
anstehenden Revisionen der Strafprozessordung und der Zivilprozessordnung gelöst
werden könnten. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2016
KARIN FRICK

Der Berufsgeheimnisschutz für Unternehmensjuristinnen und -juristen soll durch die
Verankerung eines Zeugnis- und Editionsverweigerungsrechts in der
Zivilprozessordnung gestärkt werden. Die RK-NR gab einer entsprechenden
parlamentarischen Inititative Markwalder (fdp, BE) im Herbst 2015 Folge; ihre
Schwesterkommission stimmte diesem Entscheid jedoch nicht zu. Sie erachtete die
parlamentarische Initiative als das falsche Instrument für das Anliegen und stimmte
stattdessen einem Kommissionspostulat (Po. 16.3263) zu, demzufolge der Bundesrat
zuerst mögliche Lösungen aufzeigen soll. Das Postulat wurde im Sommer 2016 vom
Ständerat überwiesen. Betreffend die parlamentarische Initiative hielt der Nationalrat
auf Antrag seiner Kommission am Folge Geben fest, da von einem neuen Bericht in
dieser Frage keine neuen Erkenntnisse zu erwarten seien. Im Oktober 2016 schloss sich
die RK-SR dem an und gab der Initiative Folge. Mit dieser Anpassung der ZPO soll vor
allem ein Wettbewerbsnachteil für schweizerische Unternehmen ausgeräumt werden.
So konnten Schweizer Unternehmen bisher beispielsweise von US-amerikanischen
Gerichten dazu verpflichtet werden, die Korrespondenz ihrer Unternehmensjuristen
offenzulegen, während dies bei Unternehmen aus Staaten, die eine solche Regelung
kennen, nicht möglich ist. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.10.2016
KARIN FRICK

1) AB NR, 2007, S. 969; AB NR, 2011, S. 2096 ff.; AB NR, 2012, S. 848 f.; AB NR, 2015, S. 2179 f.; AB SR, 2008, S. 364 f.; AB SR,
2012, S. 220 f.; AB SR, 2016, S. 542 f.; BBl, 2010, S. 4095 ff.
2) AB NR, 2016, S. 1495; AB SR, 2016, S. 542 f.; Kommissionsbericht RK-NR vom 23.06.2016; Medienmitteilung RK-SR vom
22.03.2016
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